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 Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Asylbe-

werberleistungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/10926 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich begrüße Sie zur zweiten Sitzung des Integrationsausschusses 
am heutigen Tage, zur 31. Sitzung des Integrationsausschusses insgesamt in dieser 
Legislaturperiode. 

Ich begrüße insbesondere die anwesenden und digital zugeschalteten Sachverständi-
gen. Darüber hinaus begrüße ich alle Zuhörerinnen und Zuhörer einschließlich die Me-
dienvertreter und weise darauf hin, dass diese Sitzung live-gestreamt wird. 

Weiterhin weise ich darauf hin, dass Ton-, Film- und Bildaufnahmen während der Sit-
zung untersagt sind. 

Wir kommen zum Einverständnis mit der Tagesordnung. Mit der Einladung 18/1073 
vom 22.11.2024 haben Sie die Tagesordnung erhalten. Gibt es Wortmeldungen zu 
dieser Tagesordnung? – Das sehe ich nicht. 

Dann treten wir in die Tagesordnung ein. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: In der Sitzung am 30. Oktober 2024 haben wir ent-
schieden, zu dem vorliegenden Gesetzentwurf der Landesregierung die heutige An-
hörung von Sachverständigen durchzuführen. 

Ich möchte mich an dieser Stelle nochmals im Namen des Ausschusses bei allen 
Sachverständigen für die abgegebenen Stellungnahmen und ihre Anwesenheit heute 
herzlich bedanken. Herr Fuchs aus dem Kreis Steinfurt, der digital zugeschaltet ist, 
konnte aus Krankheitsgründen keine Stellungnahme abgeben. Er hatte gestern Abend 
gefragt, ob er das über Nacht noch tun soll. Darauf habe ich geantwortet, er könne 
heute digital teilnehmen und dann auf die Fragen eingehen. 

Aus zeitlichen Gründen ist nicht vorgesehen, dass die anwesenden Sachverständigen 
ihre schriftlichen Stellungnahmen in einem Eingangsstatement mündlich zusammen-
fassen. Vielmehr gehe ich davon aus, dass die Abgeordneten die schriftlichen Stel-
lungnahmen gelesen und ausgewertet haben und nunmehr Fragen an die Sachver-
ständigen richten, um einzelne Sachverhalte zu vertiefen bzw. zu hinterfragen. 

(Es folgen organisatorische Hinweise.) 

Wir starten nun mit der Befragung. Zunächst erhält die Fraktion der CDU die Möglich-
keit, ihre Fragen an die Sachverständigen zu richten. Anschließend werde ich den an-
deren Fraktionen in der Reihenfolge ihrer Größe das Wort erteilen.  

Wir beginnen mit Peter Blumenrath für die CDU-Fraktion. 
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Peter Blumenrath (CDU): Von unserer Seite herzlichen Dank für die schriftlichen Stel-
lungnahmen und auch für Ihre Zeit heute, um Nachfragen zu beantworten. 

Ich beginne mit dem Städte- und Gemeindebund NRW, und zwar mit Herrn Becker. 
Herr Becker, welche Erwartungen verbinden Sie mit der Einführung einer Bezahlkarte?  

Und etwas konkreter: Sie schreiben, dass Geldtransfers ins Ausland ausgeschlossen 
werden müssen. Welche Erfahrungen Ihrer Mitglieder stehen hinter dieser Formulie-
rung? 

Silvia Gosewinkel (SPD): Meine erste Frage richtet sich auch an den Städte- und 
Gemeindebund. Sie führen in Ihrer Stellungnahme aus, dass die Einführung der Be-
zahlkarte erhebliche Investitionen in die Infrastruktur der Verwaltungen benötigt. Wel-
che Maßnahmen können Sie mit den vorhandenen Mitteln und Strukturen so ausbauen 
und erweitern, die die tatsächliche Teilhabe und die soziale Integration in den Kommu-
nen unterstützen Welche Maßnahmen erfordert es in der Umsetzung der Bezahlkarte 
für die Verwaltung? Das ist der erste Teil. 

Der zweite Teil richtet sich an die Frau Naujoks vom Flüchtlingsrat. Sie sprechen sich 
für die Beibehaltung der bisherigen Praxis aus, Geldzahlungen als Regelfall zu ge-
währleisten. Welche konkreten Vorteile sehen Sie hier im Vergleich zu anderen Leis-
tungsformen wie der Bezahlkarte? 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Ich stelle eine Frage an Herrn Fuchs, der wie schon 
angekündigt seine Stellungnahme nicht hat einreichen können. 

Sie sind in einer Kommune beschäftigt. Von daher würde mich besonders interessie-
ren, wie Sie zu der vorgesehenen Opt-Out-Regelung stehen, die im Gesetz vorgese-
hen ist, welche Vor- und Nachteile Sie darin sehen und wie Sie das auch im proze-
duralen Ablauf bewerten würden. 

Marc Lürbke (FDP): Meine Damen und Herren Sachverständigen, auch vonseiten der 
FDP-Fraktion herzlichen Dank für die Expertise. 

Ich habe zuerst eine Frage an die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände und an 
Herrn Enrico Eppner. Es geht auch in Richtung Opt-Out-Regelung. Als Kommunalver-
treter kritisieren Sie die vorgesehene Opt-Out-Regelung. Können Sie uns noch einmal 
erläutern, warum wir unbedingt eine landeseinheitliche und flächendeckende Einfüh-
rung und Anwendung der Bezahlkarte benötigen? Welche Auswirkungen hätten unter-
schiedliche Regelungen in benachbarten Kommunen? Inwiefern könnte eine Opt-Out-
Regelung dazu führen, dass in kommunalen Parlamenten verstärkt darüber diskutiert 
wird, ob die eigentlich bundesweit vereinbarte Einführung einer Bezahlkarte überhaupt 
sinnvoll ist? 

Andreas Keith (AfD): Auch von unserer Seite herzlichen Dank für die Übermittlung 
der Stellungnahmen. 
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Ich habe eine Nachfrage an den Städtetag bzw. Städte- und Gemeindebund. Wo sollte 
nach Ihrer Meinung die Obergrenze für Bargeldauszahlungen liegen, insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass sich fast alle Produkte per Kartenzahlung erwerben lassen? 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Wir kommen nun zur Beantwortung und starten mit 
Herrn Becker vom Städte- und Gemeindebund. 

Michael Becker (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen [per Video zu-
geschaltet]): In der Tat beschäftigt uns die Einführung der Bezahlkarte seit Monaten. 
Ich gehe jetzt auf die erste Frage ein, welche Erwartungen wir an die Bezahlkarte haben. 

Die Bezahlkarte ist auf Bundesebene beschlossen worden. Die primäre Zielsetzung 
ist, einen sogenannten Pull-Faktor zu verhindern, dass Flüchtlinge, die hier sind, Gel-
der nicht ins Ausland transferieren, und dass der Anreiz, Bargeld zu haben, nachhaltig 
verringert wird. Das ist der Grund, warum man es seitens des Bundes eingeführt hat. 
Und das ist auch der Grund, dass wir, … Also, wenn man schon damit den Flüchtlings-
strom beeinflussen möchte … Ich gehe mal davon aus, dass die Ministerpräsidenten 
und Ministerpräsidentinnen genug Erfahrung damit haben, die dann sagen, das ist eine 
Möglichkeit.  

Sie wissen alle, dass die Belastungsgrenzen bei den Kommunen deutlich angespannt 
sind. Dann ist es auch nur sinnvoll – und da komme ich dann auch schon auf die Frage 
zum Schluss –, dass man das landeseinheitlich regelt. Was würde passieren, wenn 
das nicht der Fall wäre? Wir haben dann erst mal die Diskussionen in den Räten. Wie 
sie jetzt hier gerade stattfinden, werden wir vielfältig haben. Wir sind der Ansicht, wenn 
man sich schon auf Bundesebene geeinigt hat, dass dies ein zielführender Faktor ist, 
dann kann es nicht sein, dass man es quasi den Kommunen in der Hand gibt, dieses 
Mittel außer Kraft zu setzen. Das muss man dazu sagen.  

Welche Erfahrungen haben wir? Da muss man ganz klar sagen, wir kennen im Mo-
ment nur ein oder zwei Kommunen, die schon im Vorgriff ein bisschen was machen. 
Im Kreis Mettmann ist eine Kommune und dann einmal im Raum Münster, die aber 
auch erst sehr wenig Erfahrung damit haben. Aber diese wollen schon Vorreiter sein. 
Teilweise würde das auch schon ganz gut gehen. Eine Kommune war im August an-
gefangen, das war im Kreis Mettmann. Insofern sind die Erfahrungen, was unsere 
Kommunen betrifft, gering. Ich glaube, in Hannover und Hamburg gibt es ein paar mehr 
Erfahrungen. Insofern kann ich das nicht näher konkretisieren. Man wartet vielmehr 
darauf, dass es eine landeseinheitliche Regelung gibt, und da wird man sich anschlie-
ßen, weil, und das ist der Übergang zum Thema „Organisatorisches“, wenn das Land 
in seinen Einrichtungen den Flüchtlingen die Bezahlkarte gibt, würden wir die später 
dann übernehmen können. Die wären ja auch schon einmal im System erfasst und 
könnten dann quasi insoweit übernommen werden. Das dazu. Aber das ändert nichts 
daran, dass wir Schnittstellen schaffen müssen. Die technischen Details werden jetzt 
demnächst erst geklärt. Es gibt eine Arbeitsgruppe mit dem Flüchtlingsministerium. Da 
muss man mal schauen, was dann alles genau im Detail an technischem Equipment 
noch erworben werden muss, bzw. was die Software betrifft.  
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Wir sind wie gesagt für eine landeseinheitliche Regelung. Das haben wir von allen 
unseren Mitgliedskommunen gespiegelt bekommen. Man sieht dann die Diskussionen 
hochemotional in den Gemeinderäten. Das wird die Verwaltung mit Sicherheit nach-
haltig beschäftigen. Wie gesagt, wenn der Bund sagt, das ist ein zentraler Pull-Faktor, 
ist es nicht verständlich, dass das Land es den Kommunen ermöglicht, von diesem 
Pull-Faktor, also einem legitimen Ziel, quasi wieder Abstand zu nehmen. 

Zur Obergrenze, 50 Euro. Man kann sicherlich vieles mit Karte zahlen, allerdings auch 
noch nicht alles. Insofern können wir mit den 50 Euro – das ist ja nicht aus der Luft 
gegriffen, sondern kommt von der Bundesebene – leben. Dass es im Einzelfall Erhö-
hungen gibt, ist etwas anderes. Dazu kommen wir vielleicht noch. 

Stefan Hahn (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Wenn ich es richtig gesehen habe, 
war die Frage der FDP zum Thema „Nachteil Opt-Out“. Vieles hat Herr Becker schon 
gesagt. Unsere Städte liegen zum Teil im Ballungsräumen – ich nenne nur das Ruhr-
gebiet –. Es ist nicht nur die Frage, die richtigerweise von Herrn Becker aufgeworfen 
wurde, was wir im Kommunalwahljahr eigentlich der politischen Kultur in den Räten 
antun, wenn ein solches Thema, das tatsächlich stark ideologisiert werden kann, dis-
kutiert wird. Vor allen Dingen: Wenn sich nach Kommunalwahlen Mehrheitsverhält-
nisse ändern, heißt das dann, dass die Bezahlkarte, die ursprünglich nicht eingeführt 
werden sollte, im Rahmen von Opt-Out-Regelungen dann nach der Kommunalwahl 
plötzlich eingeführt wird, also dieses Thema „Rein in die Kartoffeln, raus aus den Kar-
toffeln“? Die Verwaltungen in Nordrhein-Westfalen sind alle am Limit, haben Fachkräf-
temangel. Unnötige Bürokratie sollte man möglichst verhindern. Das ist das eine. 

Das andere ist, wenn man sich den Personenkreis anschaut, sowohl die Geflüchteten 
als auch den Einzelhandel. Das ist im Ballungsraum schon irreführend. Es gehen eben 
Menschen aus einer Gemeinde nicht nur in den Supermärkten in ihrer eigenen Ge-
meinde einkaufen, sondern gerade im Ballungsraum kauft man auch mal in der Nach-
bargemeinde oder der übernächsten. Diese Verwirrung, die dann beim Einzelhandel, 
aber auch bei den Geflüchteten entsteht, die Frage, wer eine Bezahlkarte hat und wie 
sie genutzt wird, das ist sicherlich kein Vorteil an der Stelle. 

Umgekehrt muss man sagen: Was macht kommunale Selbstverwaltung aus? Sie ken-
nen sich alle sehr gut mit kommunaler Selbstverwaltung aus. Dass man selbstständig 
darüber entscheiden kann, ob man eine Bezahlkarte benutzt oder nicht, ist aus unserer 
Sicht nicht der Kern der kommunalen Selbstverwaltung. Das ist kommunale Selbstver-
waltung möglicherweise an der falschen Stelle in die Priorität genommen. 

Ein letzter Punkt. Wir erleben – das ist so ein bisschen mehr staatspolitisch über alles 
geschaut –, dass die Menschen ein Stück weit erwarten, dass es klare Haltungen und 
Entscheidungen des Staates gibt. Damit meine ich Bund, Länder und Kommunen ge-
meinsam. Wenn sich 16 Ministerpräsidenten und die Bundesregierung letztes Jahr im 
November darauf verständigt haben, dass es eine Bezahlkarte geben soll, wir aber 
jetzt sozusagen in den nächsten Wochen dann auch in den anderen Bundesländern 
möglicherweise erleben, dass diese Ansage so nicht kommt, dann ist das vielleicht 
etwas, worüber wir grübeln sollten, ob das eine gute Vorgehensweise ist.  
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Barbetrag, 50 Euro. Wir haben die Sorge, dass die Vielfalt an Lebenssachverhalten so 
unterschiedlich ist, dass eine pauschale Festsetzung von 50 Euro pro Erwachsenen 
pro Monat tendenziell eher zu gering sein dürfte. Die Sorge, die wir haben, ist, wenn 
ein Barbetrag zu eng gezogen wird, zu knapp kalkuliert wird, dann sprechen die Men-
schen in den Rathäusern vor, berechtigterweise. Sie können dann an der Stelle viel-
leicht Freitagmittag sozusagen noch Bargeld beantragen und müssen es ausbezahlt 
bekommen. Man kann sich wirklich eine Vielzahl von Fallgestaltungen nicht nur im 
ländlichen Bereich, sondern auch im urbanen Raum denken, wo es tatsächlich immer 
noch nur mit Bargeld geht. Ich nenne mal so als kleines Beispiel das Milchgeld im 
Kindergarten. Es gibt eben eine Vielzahl von Fallgestaltungen. Deswegen finden wir 
es gut, dass es voraussichtlich eine Ermessensregelung geben wird für die Höhe des 
Barbetrages. Aus unserer Sicht wäre es tatsächlich auch gut gewesen, auch um 
Rechtsrisiken, die letztendlich von den Kommunen ausgebadet werden müssen – die 
Rechtsstreitigkeiten müssen die Kommunen führen –, zu vermeiden, wenn man die 
Obergrenze nicht ganz so knirsch kalkuliert hätte. 

Birgit Naujoks (Flüchtlingsrat NRW [per Video zugeschaltet]): Ich möchte mich zu-
nächst entschuldigen. Ich habe ein kleines Problem mit der Bandbreite. Deswegen 
werde ich jetzt gerade auf Video verzichten. 

Die Geldleistungen sind die einzige diskriminierungsfreie Form der Leistungsgewäh-
rung. Deswegen sind wir auf jeden Fall dafür, das beizubehalten. Gerade für Men-
schen, die nur über wenige Leistungen verfügen – die Leistungen nach dem AsylbLG 
sind ohnehin eingeschränkt –, ist es wichtig, gut wirtschaften zu können, das heißt, 
vergleichen zu können, Produkte da einkaufen zu können, wo es preiswerter ist, und 
– es wurde eben schon angesprochen – auch Leistungen erwerben zu können, die 
man im Alltag braucht, wie für Klassenausflüge usw.  

Jegliche Form der Bezahlkarte greift in die Dispositionsfreiheit der Leistungsbeziehen-
den ein. Deswegen ist das abzulehnen. Auch die Vorgabe, wie es in der Rechtsver-
ordnung jetzt vorgesehen ist, dass bestimmte Dienstleistungen nicht enthalten sein 
sollen, ist ein Gedanke, der dem Sozialrecht fremd ist, weil jeder autonome Mensch 
entscheiden sollte, was er wie mit seinem Geld wann macht. Und es könnte darin auch 
ein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz aus Art. 3 Grundgesetz zu sehen sein, 
weil Empfänger von Leistungen nach dem SGB II oder XII eben auch Geldleistungen 
zur Verfügung bekommen und nicht auf eine Bezahlkarte oder Ähnliches beschränkt 
werden. 

Nicht zuletzt – das wurde gerade schon vom Vertreter des Städtetages gesagt – sollte 
unnötige Bürokratie vermieden werden. Die Überweisung auf Konten ist die einfachste 
Form der Gewährung von Leistungen. Auch aus diesem Grunde sollte das beibehalten 
werden. 

Tilman Fuchs (Kreis Steinfurt [per Video zugeschaltet]): Ich bitte erst mal um Ver-
zeihung, dass ich keine schriftliche Stellungnahme vorgelegt habe. Aber dabei wäre 
nichts Kluges herumgekommen, wenn ich in meinem Zustand da was geschrieben 
hätte. Von daher beschränke ich mich jetzt auf mündliche Ausführungen. 
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Es war die Frage nach der Opt-Out-Regelung. Tatsächlich haben die beiden Vertreter 
der kommunalen Spitzenverbände dazu schon ausgeführt. Ich hätte aus meiner Sicht 
als kommunaler Vertreter keine Sorge, wenn das inhaltlich sinnvoll ist, dass alle Kom-
munen das natürlich richtig für sich entscheiden. Ich schätze das tatsächlich ein biss-
chen anders ein als Herr Hahn, dass ich sage, an der Stelle würde ich tatsächlich 
gerne den Kommunen die Freiheit lassen, diese Entscheidung selber zu treffen. Ich 
bin ja Mitarbeiter eines Kreises und daher weniger von dem Aufwand betroffen, weil 
das in den Städten und Gemeinden umgesetzt wird, aber die Frage, ob damit Verwal-
tungsaufwand reduziert wird, wird zumindest in den Städten und Gemeinden sehr dif-
ferenziert diskutiert. Politisch wird auch jetzt schon diskutiert, egal, ob mit Opt-Out oder 
ohne, ob das sinnvoll ist, das so umzusetzen. Von daher ist es, glaube ich, tatsächlich 
aus meiner Sicht eine gute Lösung, den Kommunen diese Möglichkeit zu eröffnen, 
auch wenn natürlich eine unterschiedliche Einführung einer Bezahlkarte im Alltag zu 
Schwierigkeiten führen kann, das will ich gar nicht verhehlen. 

Soweit aus meiner Sicht. 

Enrico Eppner (Stadt Hallenberg [per Video zugeschaltet]): Vielen Dank und schöne 
Grüße aus einer der kleinsten Kommunen in Nordrhein-Westfalen, aus der Stadt Hal-
lenberg. 

Ich bin konkret gefragt worden zur Opt-Out-Regelung und dazu, warum eine landes-
einheitliche Regelung für uns als Kommunen quasi unumgänglich ist. Erst heute Mor-
gen bin ich noch in der HVB-Konferenz des flächenmäßig größten Kreises, des Hoch-
sauerlandkreises, gewesen. Wir haben natürlich auch wieder über das Thema „Be-
zahlkarte“ gesprochen. Hier ist ganz klar die Forderung für eine schnelle Lösung. Das 
heißt, den Worten müssen jetzt wirklich Taten folgen. Ich kann mich flächendeckend 
den kommunalen Spitzenverbänden anschließen, die ganz klar sagen, wir haben eine 
bundeseinheitliche Regelung, und wir probieren jetzt, die gegebenenfalls wieder auf-
zublähen auf 391 Kommunen, was dann einfach zu viel ist. Wir müssen ja wirklich an 
der Basis, nämlich wenn wir mit den Bürgerinnen und Bürgern und auch mit den kom-
munalpolitischen Vertretern sprechen, die das Ganze ehrenamtlich machen, die sich 
immer verschiedenen Meinungen aus der Bevölkerung aussetzen müssen, einver-
nehmliche Lösung finden. Da ist es wichtig für uns – dafür appellieren wir ganz klar –, 
dass wir eine landeseinheitliche Regelung herstellen, um eben keinen Flickenteppich 
zu haben. Denn dieser Flickenteppich würde wieder auf Inakzeptanz stoßen. Wir sind 
ja in den Themen, die wir bearbeiten, auch nur so gut, wie wir die Menschen – und das 
sind eben die ehrenamtlichen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger vor 
Ort in den Kommunalparlamenten – mitnehmen. Deswegen haben wir da wirklich ein 
Vermittlungsproblem und denken, dass wir da ein Stück weit die Leute verlieren. 

Diskriminierung durch fehlendes Bargeld, das kann ich zumindest für unseren Teilbe-
reich eigentlich nicht sehen. Fast alle Leistungen heutzutage, und ich spreche wirklich 
über absolut ländlichen Raum und nicht über den urbanen Raum, sind inzwischen mit 
EC-Karten, mit Prepaid-Karten oder Ähnlichem bestückt und können damit auch be-
spielt werden. Von daher ist das kein Freiheitsentzug, sondern gegebenenfalls sogar 
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ein Hinzugewinn von Freiheit, denn die meisten bzw. eigentlich fast alle Dienstleistun-
gen sind auch so vorhanden. 

Wichtig für uns ist natürlich, und das erhoffen wir uns von der flächendeckenden und 
landeseinheitlichen Regelung, dass wir Entfesselung haben. Alle sprechen immer über 
Entfesselung, und am Ende der Nahrungskette, nämlich in den Kommunen, kommt es 
wirklich an. Da wollen wir eine wirkliche Entfesselung spüren. Das heißt, wir haben 
aktuell größere Aufwände gerade in den kleineren Kommunen mit Herstellung von 
Bankverbindungen, mit Überweisungen, mit Ähnlichem. Da kommt es auch auf das 
Ausschreibungsergebnis an und darauf, wie das Ganze nachher in der Technik umge-
setzt wird. Wenn wir zum Beispiel über Prepaid-Karten oder Ähnliches sprechen, dann 
sprechen wir nicht mehr über Einzelüberweisungen und können damit auch eine Ent-
fesselung herstellen. Deswegen appellieren wir auf jeden Fall dafür, die Opt-Out-Re-
gelung zu streichen, und erhoffen uns natürlich nachher in der Praxis, wenn das Ge-
setz dem Gesetzentwurf folgt, dass das natürlich schlank auf den Weg gebracht wird. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank. – Das ist das Ende der ersten Runde. 
Wir kommen in die zweite Runde. Ich frage Herrn Blumenrath von der CDU-Fraktion 
nach einer weiteren Frage. – Bitte schön. 

Peter Blumenrath (CDU): Im Grunde genommen hat Herr Eppner gerade schon sehr 
viel von meiner zweiten Frage vorweggenommen. Ich würde aber noch mal die Frage 
ergänzen: Sehen Sie denn in Ihrer Kommune dazu eine wirklich echte Diskussion, 
oder halten Sie eher die Problemlage auf anderen Themenfeldern, sodass es bei Ihnen 
im Grunde genommen in der kleineren Kommune – Sie sind ja nah dran – einfach 
durchläuft? Ihre Einschätzung dazu würde mich interessieren. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Meine nächste Frage geht an die Landesbeauftragte für 
Datenschutz, an Frau Gayk. Sie begrüßen ja die Regelungen zur missbräuchlichen 
Verwendung, weisen jedoch auf die Unklarheiten bei der Datenverarbeitung hin. Wel-
che konkreten Anforderungen sehen Sie hier, um diese Missbrauchsprüfungen daten-
schutzkonform zu gestalten? Das ist die erste Frage.  

Die zweite Frage: Wie wird sichergestellt, dass der Einsatz der Bezahlkarte die Daten-
schutzrechte der Leistungsberechtigten nicht unverhältnismäßig einschränkt, insbe-
sondere in Anbetracht der fehlenden Konkretisierungen dieser Datenverarbeitungs-
zwecke und der Zuständigkeiten?  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Ich bin der Kollegin Gosewinkel dankbar, dass sie 
die beiden Fragen gestellt hat. Da kann ich mich anschließen und würde Frau Gayk 
auch fragen wollen, warum sie speziell die Opt-Out-Regelung begrüßt, wie das in den 
Kontext passt, und als Unterfrage, wie es Frau Gosewinkel auch formuliert hat, inwie-
fern die Maßstäbe des Bundesverfassungsgerichtes – die Frage geht allerdings an 
Frau Steffen – zur sozialrechtlich ausreichenden Alimentierung des Betroffenenkreises 
dann berührt sein könnten an der Stelle. 
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Des Weiteren würde ich Frau Steffen fragen wollen, inwiefern sie die Opt-Out-Rege-
lung für eine notwendige Maßnahme hält und wie sie das rechtlich einbettet in ihre 
Stellungnahme, die ja mit Blick auf den Gesetzentwurf sehr kritisch insgesamt ausfällt. 

Die letzte Frage an Herrn Hahn. Sie plädieren sehr dafür, die Opt-Out-Regelung nicht 
vorzunehmen und verweisen auf zum Beispiel das Ruhrgebiet. Da kenne ich mich na-
türlich ganz gut aus, weil ich aus Essen komme. Wäre das für Sie auch konsequenter-
weise dann im Anwendungsfall … Beispielsweise bei der Pandemiebekämpfung ha-
ben wir ja auch sehr … Also, die Kommunen sind für die Pandemiebekämpfung zu-
ständig und müssen selber Maßstäbe beispielsweise für Maßnahmen treffen. Fordern 
Sie den Landesgesetzgeber jetzt konsequenterweise auf, das auch landesrechtlich 
oder vielleicht bundeseinheitlich regeln zu wollen? 

Marc Lürbke (FDP): Ich habe noch eine weitere Frage an die kommunalen Spitzen-
verbände und an Herrn Eppner, und zwar hinsichtlich der Kosten. Der Haushaltsplan-
entwurf sieht für 2025 rund 10 Millionen Euro landesweit zur Unterstützung der Kom-
munen bei der Einführung, Nutzung und Bereitstellung von Bezahlkarten vor. Meine 
Frage an Sie: Halten Sie diesen Betrag für ausreichend, und mit welchem Verwal-
tungsaufwand rechnen Sie bei der Einführung einer Bezahlkarte? 

Und dann habe ich noch eine weitere Frage an die kommunalen Spitzenverbände. Da 
geht es um die Verordnungsermächtigung. Der Gesetzentwurf sieht ja eine weitge-
hende Verordnungsermächtigung vor. Wichtige Details zur Bezahlkarte werden damit 
erst in der entsprechenden Verordnung geregelt. Wie bewerten Sie das? Bewerten Sie 
das so, dass diese Regelungen ohne parlamentarische Beteiligung nur als Handeln 
der Exekutive erlassen werden? 

Andreas Keith (AfD): Ich habe noch eine Nachfrage an den Städte- und Gemeinde-
bund, an Herrn Becker, und an den Städtetag, an Herrn Hahn. Sie plädieren in Ihren 
Stellungnahmen für die Nutzungsmöglichkeit im Einzelhandel ohne Sortimentsbe-
schränkung. Aus einigen Bundesländern hört man jetzt von einem Missbrauch von 
Gutscheinen, im Besonderen mittels des Weiterverkaufs von Gutscheinen, unter an-
derem, wie aus der Presseberichterstattung hervorgeht, auch in einer Geschäftsstelle 
der Grünen in Bayern, aber auch der Flüchtlingsrat in Hamburg ist da involviert. Wie 
wollen Sie denn dieses Problem laut den Vorgaben entsprechend verhindern? 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Dann kommen wir zur Antwortrunde und starten 
wieder mit dem Städte- und Gemeindebund. 

Michael Becker (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen [per Video zu-
geschaltet]): Die erste Frage, die an mich gerichtet war, war nach den 10 Millionen. 
Ich sage mal: Wir haben es jetzt nicht gerechnet. Die Ausschreibungen sind gelaufen. 
Derzeit gibt es die Vergabe. Ich denke mal, dass die Landesregierung ihrerseits ver-
nünftig gerechnet hat. Bei uns wird natürlich der Verwaltungsmehraufwand da sein. 
Den kann ich allerdings nicht spezifizieren. Wir werden sicherlich bei der Einführung 
die Software benötigen. Dann wird es sicherlich auch ein paar Entscheidungen geben. 
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Müssen wir vielleicht mehr als 50 Euro gewähren? Das ist natürlich auch etwas, wo 
Verwaltungsaufwand eintreten wird. 

Und es geht ja nicht nur um den Fall der Gewährung, sondern auch um den Fall, wenn 
ein Antrag gestellt wird und man den ablehnen möchte.  

Insofern, ja, da wird einiges auf uns zukommen. Aber, wie gesagt, wenn man der An-
sicht ist, dass mit dieser Maßnahme ein sogenannter Pull-Faktor verhindert oder zu-
mindest verringert werden kann, dann ist das durchaus legitim. Das würden wir auch 
sicherlich mitmachen wollen. 

Zur Verordnung, mehr im Gesetz. Das müssen die Parlamentarier natürlich selber wis-
sen, was sie alles sonst der Landesregierung in die Hand geben wollen. Das schärfste 
Schwert, das Sie hier haben, ist, die Opt-Out-Regelung zu kippen. Wir empfehlen un-
seren Kommunen immer, wenn die Diskussion dann in den Räten kommt und die Opt-
Out-Regelung tatsächlich im Gesetz ist, dass die Landtagsabgeordneten herzlich 
gerne zu den vielfältigen Sitzungen eingeladen werden, um dann zu sehen, wie man 
vielleicht etwas hätte verhindern können. 

Zur Sortimentsbeschränkung. Hier eine Beschränkung zu machen, nur innerhalb eines 
Kreises kaufen zu können, ist schlichtweg illusorisch. Im Internet kann man durchaus 
günstig einkaufen. Und um Missbrauch zu verhindern, da muss man erst mal feststel-
len, ob es einen Missbrauch gibt. Ich kenne nicht den Fall, dass jemand Gutscheine 
gekauft hat. Das ist nicht schön, aber das ist kein flächendeckendes Problem. Davon 
gehen wir nicht aus. Falls sich so etwas ergeben sollte, würde man gucken, ob und 
wie man darauf reagieren kann. Aber derzeit deswegen zu sagen, wir machen die 
Sortimentsbeschränkung, das tragen wir nicht mit. Wir sind da insofern offen. Aber wir 
sehen auf keinen Fall eine Diskriminierung, wenn man demnächst mit der Karte be-
zahlen muss. Ganz im Gegenteil, das ist eine gute Möglichkeit, günstig einzukaufen, 
auch mit den Internetmöglichkeiten. 

Stefan Hahn (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Ich bin sozusagen nach einem Ver-
zicht auf kommunale Selbstverwaltung am Beispiel Pandemie gefragt worden. Ohne 
das weiter vertiefen zu wollen, aber Pandemie ist ein gutes Beispiel dafür, dass kom-
munale Selbstverwaltung gerade in der Anfangsphase der Coronapandemie keine 
gute Entscheidung war, weil nämlich jede Stadt für sich Maskenregelungen getroffen 
hat und die Leute sehr verwirrt waren. Gerade im Bereich einer Pandemie ist sozusa-
gen eine landesweite oder bundesweite Standardisierung der Regeln richtig.  

Zur Frage nach der Verordnungsermächtigung. Wie Herr Becker schon sagte, das ist 
eine Frage des Zusammenspiels zwischen Exekutive und Parlament. Aus der Sicht 
der Praktiker kann man nur sagen, die Bezahlkarte ist ein Stück weit Neuland, und wir 
wissen nicht, wie sie funktioniert und welche Herausforderungen in der Reparatur – in 
Anführungsstrichen – von Regelungen notwendig sind. Deswegen ist der Verordnungs-
weg für uns natürlich immer ein attraktiver Weg, weil schnell Anpassungen vorgenommen 
werden können. Das ist aber die Sichtweise der Exekutive an der Stelle. Die Frage 
von Parlamentsrechten im Zusammenspiel mit der Exekutive müssen tatsächlich, wie 
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Herr Becker sagte, Sie entscheiden. Aber pragmatisch und schnell ist es natürlich, und 
das ist natürlich im Interesse der Kommunen.  

Zur Frage Sortimentsbeschränkung und Missbrauch. Herr Becker hat auch schon ge-
sagt, Sortimentsbeschränkungen sind sehr schwierig. Da bin ich auch wieder beim 
Ballungsraum. Wenn in den Städten unterschiedliche Sortimentsbeschränkungen vor-
genommen werden, dann muss man sich das so vorstellen: Nehmen wir mal an, es 
würde geregelt, es darf kein Alkohol gekauft werden. Dann steht an der Super-
marktkasse der Flüchtling, und die Kassiererin stellt fest, es darf kein Alkohol gekauft 
werden. In der Nachbarstadt darf gekauft werden. Das führt einfach nur zu einer ext-
remen Belastung aller Beteiligten, der Geflüchteten und des Einzelhandels. An der 
Stelle muss man abwägen. 

Die Fragestellung Missbrauch. Bei genügend krimineller Energie kann immer Miss-
brauch erfolgen. Das gilt aber nicht nur für Geflüchtete, sondern auch für Bio-Deut-
sche. Deswegen sagen wir an der Stelle: Wir wünschen eine alltagstaugliche Karte, 
und „alltagstauglich“ heißt, ich darf in der Nachbarstadt kaufen, ich darf auch beim 
Sortiment ein breites Sortiment kaufen, das ich zum Lebensunterhalt benötige, und 
eben nicht unnötig die Freiheit mit dieser Karte einschränken.  

Zu den Kosten war noch gefragt worden. Wir rufen natürlich laut „Konnexität“. Wir ge-
hen selbstverständlich davon aus, dass die Kosten für die Karte selbst, für den Dienst-
leister, für die Plastikkarte selbst das Land übernimmt. Es stellt sich aber noch die 
Frage: Welche Folgekosten kommen in den Kommunen auf? Also, wenn der Verwal-
tungsaufwand tatsächlich wegen Rechtsstreitigkeiten beispielsweise, wegen der Fein-
justierung, Einstellungen in der Karte, wenn da insbesondere ein höherer Personalauf-
wand notwendig wird, dann haben wir auch die Erwartung, dass die erhöhten Perso-
nalaufwendungen vom Land übernommen werden. 

Bettina Gayk (Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit NRW): 
Ich danke auch, dass ich zu dieser Anhörung eingeladen wurde.  

Ich komme zunächst auf die Missbrauchstatbestände zu sprechen. Der erste Miss-
brauchstatbestand, Zahlung an Konten im Ausland, wird sich sicherlich leicht über die 
Karte ausschließen lassen, indem eben dort Zahlungen technisch nicht ermöglicht 
werden. 

Die anderen Tatbestände, da fehlt mir, Frau Gosewinkel, die Fantasie, wie das daten-
schutzkonform gestaltet werden soll. Hier geht es ja darum, dass Daten von bestimm-
ten Dienstleistern erhoben werden müssen. Da frage ich mich schon: Wo kommt die 
Rechtsgrundlage dafür her? 

Man muss auch fragen: Welche Behörde überwacht denn das? Welche findet es her-
aus, dass es derartige Dienstleister gibt, die solche Transfers ins Ausland in Umge-
hung dieser Kartenzahlung ermöglichen? 

Meine Empfehlung wäre, darauf zu verzichten und sich auf diese Auslandsempfänger 
zu beschränken.  
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Ich befürchte auch – ich weiß es nicht ganz genau –, dass der Landesgesetzgeber 
nicht mal eine Kompetenz hätte, da eine Regelung zu schaffen, dass jemand das kon-
trolliert. Wenn man es belassen will, dann bliebe es aus meiner Sicht etwas, was nicht 
kontrolliert wird, was schlicht ein gesetzlicher Appell an die Karteninhaber wäre. 

Das zu diesem Punkt. 

Ich habe es deswegen begrüßt, weil ich weiß, dass meine Kollegin in Brandenburg mit 
einem sehr problematischen Verfahren konfrontiert ist, dessen Anwendung sie unter-
sagt hat, wo ein ganzer Kranz von möglichen Zahlungsempfängern kontrolliert werden 
soll durch die Leistungsbehörden. Neben dem hohen Verwaltungsaufwand, den das 
dort erzeugen würde, steht da auch die Frage im Raum, woher die gesetzliche Kom-
petenz kommt, so etwas auf Leistungsempfängerebene zu überprüfen. Insofern finde 
ich es gut, wenn gesetzlich eine Einschränkung vorhanden ist, hinsichtlich der Kon-
trolle solcher Beschränkungen kann ich Ihnen aber keine Lösung aus dem Ärmel 
schütteln, will ich mal vorsichtig sagen, weil ich mich in den ausländerrechtlichen Vor-
schriften nicht gut genug auskenne, um zu sagen, ob es da Kontrollinstanzen für die 
Umgehung einer legitimen Nutzung dieser Gelder, die geleistet werden, gibt. Also, ich 
würde es bei der ersten Sache beschränken lassen. 

Dann haben Sie gesagt, Beeinträchtigung des Rechts der Betroffenen durch mögliche 
Datenverarbeitung. Ein zentraler Punkt an der Stelle sind die Härtefälle, die nicht näher 
konkretisiert sind, auch nicht in der Verordnung, die jetzt im Entwurf wohl schon vor-
liegt. Auch das ist für mich, weil es noch so wenig greifbar ist, schwer zu konkretisieren, 
was solche Härtefälle sind. Da gibt es auch eine Stelle, wo es heißt, dass die Leistungs-
behörden etwas gewähren sollen. Also, die gewähren natürlich die Leistung, das ist 
völlig klar, die landen auf der Karte, aber da scheint es sich noch um etwas anderes 
zu drehen, was mir auch nicht ganz transparent ist. Was aus meiner Sicht vermieden 
werden muss, ist, dass es eine zweite Prüfung der gewährten Leistung gibt mit dem 
Ergebnis, ich schließe das aus. Also, das ist ein Stück weit eine Problematik, die ich 
noch nicht erkennen kann. Das ist eben genau das, was meine Kollegin in Branden-
burg zu vergegenwärtigen hat. Dort sind die Leistungsbehörden aufgefordert, sehr 
konkret viele Einzelrechnungen zu überprüfen, vor allen Dingen dann, wenn Rechnun-
gen die Höhe des Bezahlbetrags überschreiten. Ich denke, das können die Behörden 
nicht leisten, dass sie dann auch noch die Zahlungsempfänger auf Integrität überprü-
fen, und es gibt wahrscheinlich auch keine rechtliche Grundlage dafür. Das ist eine 
Problematik, die ich sehe. 

Der letzte Punkt, die Opt-Out-Regelung, die ich begrüßt habe. Ich begrüße das des-
wegen, weil anders als die meisten Vorredner aus dem kommunalen Raum sehe ich 
nicht, dass es ein bundesweites Verständnis darüber gibt, dass die Bezahlkarte regelhaft 
eingeführt werden soll. Sie ist dort als Möglichkeit aufgeführt, die eingeführt werden 
kann. Dementsprechend hat sich der Bundesgesetzgeber auch nicht mit der Frage 
auseinandergesetzt, ob dieses Mittel verhältnismäßig ist in dem Sinne, dass es geeignet 
ist für das gesetzgeberische Ziel, was damit verfolgt werden soll, dass es angemessen 
und verhältnismäßig im engeren Sinne ist. Eine solche Auseinandersetzung kann ich 
auch in diesem vorliegenden Gesetzentwurf nicht sehen. Diese Frage aufzuarbeiten, 
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erreiche ich damit das gesetzgeberische Ziel ... Frau Naujoks hatte in ihrer schriftlichen 
…  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Sie müssen so langsam zum Ende kommen. 

Bettina Gayk (Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit NRW): 
Okay. 

Das ist eben der Punkt, dass ich es deswegen begrüße. Wenn diese Fragestellungen 
hier nicht gewichtet sind durch den Landesgesetzgeber, soll das offenbar durch die 
Expertise der Kommunen vor Ort ersetzt werden, ob die das für eine sinnvolle Rege-
lung halten angesichts ihrer Leistungsempfänger. Das ist das Problem, das dahinter-
steckt. 

Eva Steffen (Anwaltskanzlei Steffen): Ich war gefragt worden zum einen nach den 
verfassungsrechtlichen Maßstäben. Das hat Frau Gayk, finde ich, schon sehr gut und 
zutreffend ausgeführt. Die maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen stellen sich 
einmal bei der tatsächlichen Sicherstellung des Existenzminimums, eben auch durch 
Begrenzung Bargeld oder andere Einschränkungen, die die Bezahlkarte mit sich führt. 
Wenn gesagt wird, dass der Barbetrag ausreichend ist, dann muss ich noch mal darauf 
hinweisen, dass natürlich auch bestimmte Ansparleistungen für größere Ausgaben ge-
tätigt werden müssen, die zum Beispiel in Form von Ebay-Einkäufen nicht durch ein 
Kartenlesegerät, sondern in Barleistung in der Regel erschwinglich erreichbar sind. 
Auch Anwälte haben in der Regel kein Kartenlesegerät. Also, es gibt auch bestimmte 
Dienstleistungen, die etwas schwierig zu erreichen sind, ohne jetzt auf Barmittel zu-
rückgreifen zu können. 

Weitere verfassungsrechtliche Fragen, die sich sehr stark stellen, ist die Verhältnismä-
ßigkeit, insbesondere zum Erreichen des Zwecks. Ich halte die Bezahlkarte weder für 
erforderlich noch für geeignet und schon gar nicht für verhältnismäßig. In dem Zusam-
menhang stellt sich sicherlich auch die Art.-3-Frage mit anderen Leistungssystemen. 

Im weitesten Sinne möchte ich jetzt noch mal auf das kommen, was die Opt-Out-Re-
gelung jetzt hier betrifft. Die Frage Verhältnismäßigkeit und Existenzsicherung und die 
Frage, dass das Existenzminimum migrationspolitisch nicht infrage stehen kann, halte 
ich für selbstverständlich.  

Die Frage nach der Opt-Out-Regelung bzw. nach der Frage, die ich hier in der Stel-
lungnahme ja soweit ausgeführt habe: Die gesetzliche Regelung, die vorsieht, dass 
die Leistungsform festgelegt wird bzw. als Regelfall festgelegt wird, ist zu unterschei-
den von der Frage der Einführung der Bezahlkarte. Die Einführung der Bezahlkarte 
sieht der Bundesgesetzgeber im Prinzip vor, weil sie zur Wahl steht gleichberechtigt 
neben der Geldleistung. Also, in den Fällen, wo kein Sachleistungsvorrang ist, steht 
die Geldleistung gleichrangig neben der Bezahlkarte. Das heißt, es ist für mich gar 
nicht die Frage, ob die Einführung selber jetzt infrage steht, sondern das, was im Lan-
desgesetz geregelt wird, ist eine Vorgabe, dass das ein Regelfall sein soll. Das heißt, 
ein Abweichen wäre nur in atypischen Fallkonstellationen für die Kommunen möglich. 
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Insofern ist die Opt-Out-Regelung die einzige rechtliche Möglichkeit, von dieser recht-
lich unzulässigen Regelung wieder herauszugehen und dann, wie Frau Gayk auch 
sagte, der Frage Verhältnismäßigkeit und Geeignetheit im Einzelnen noch mal nach-
zugehen. 

Im Übrigen ist das ein ganz erheblicher Verwaltungsaufwand, der auf die Behörden 
zukommt, nicht nur die Aufstockung von Bargeld, sondern auch Überweisungsträger 
und andere Einschränkungen, die hier unter Umständen von den Kommunen noch 
weiter in Anspruch genommen werden könnten. Also, ich sehe da insofern rechtlich 
gesehen … Wenn es tatsächlich Kommunen gibt, die aufgrund dieser Regelung die 
Bezahlkarte als Regelfall, nämlich übergeordnet der eigentlichen Geldleistung, die 
gleichrangig neben der Bezahlkarte steht, einführen, ohne ein Ermessen auszuüben, 
dann ist dieser Bescheid von Anfang an rechtswidrig und aufzuheben. Sie können im 
Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens dieses Ermessen auch nicht mehr nachholen. 
Das heißt im Prinzip, wenn die Regelung so bestehen bliebe und die Kommunen wür-
den das so machen, dann freue ich mich als Anwältin über jeden Bescheid, der in 
dieser Form ergeht, weil in dem Sinne die Gebühren dann auch von den Kommunen 
wiederum zu zahlen sind.  

Enrico Eppner (Stadt Hallenberg [per Video zugeschaltet]): Herr Blumenrath, erst 
mal vielen Dank für Ihre Nachfrage bezüglich der Diskussion und dessen, was in den 
Kommunalparlamenten hier passieren kann. Ich würde erst mal feststellen, dass es 
relativ egal ist, ob wir in Dortmund, Köln, Duisburg oder im ländlichen Raum sind. Nir-
gendwo wird das, glaube ich, ein durchlaufender Posten sein, alleine schon deshalb 
nicht, weil es in der Vergangenheit eine solche Medienpräsenz erlebt hat. Das heißt, 
nach wie vor müssen wir feststellen, dass eine Durchgängigkeit – es ist ja schon so, 
dass nach rechts und nach links geschaut wird – Diskussion nehmen würde. Ich bin 
mir ziemlich sicher, gerade im kommenden Jahr wäre es wahrscheinlich nicht förder-
lich, wenn wir hier wieder eine große Diskussionsdebatte in 391 oder, wenn zwei Kom-
munen sich schon einigermaßen entschieden haben, rund 390 Kommunen in NRW 
stattfinden lassen. 

Durchgängigkeit. Mir ist natürlich ganz klar, dass NRW nicht dazu verpflichtet ist, diese 
Empfehlung des Bundesrates bzw. des Bundes zu vollziehen. Aber man hat sich ja 
schon einigermaßen auf diesen Weg committed, weswegen es ja auch den vorliegen-
den Entwurf gibt, der ja im Kern auch gut ist. Aber noch mal: Die Durchgängigkeit ist 
für uns eigentlich unumgänglich. Genau diese Argumente, die guten Argumente, die 
ja auch dafür gesprochen haben – es gibt immer ein Für und ein Wider –, gerade 
bezüglich Pull-Faktor etc. pp, sollten wir einfach weiter nach vorne treiben. 

Wichtig ist natürlich, dass es dann im Späteren auch eine vernünftige, praktikable Lö-
sung, einen pragmatischen Ansatz gibt. 

Damit komme ich zu der Nachfrage von Herrn Lürbke bezüglich der im Haushaltspla-
nentwurf vorgesehenen Mittel, die rund 10 Millionen Euro betragen. Da wäre es natür-
lich vermessen, wenn ich mir jetzt hier ein konkretes Urteil darüber erlauben kann. Ich 
kann nur sagen, dass wir davon ausgehen aus kommunaler Sicht – wir haben das nicht 
nur auf HVB-Ebene, sondern auch natürlich in den einzelnen Häusern besprochen –, 
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dass die Lernkurve stetig steigen muss. Da ist ja Potenzial, immer besser zu werden. 
Das ist ja immer bei der Einführung von gänzlich neuen Produkten oder hier auch 
gänzlich neuen Prozessen der Fall. Deswegen ist davon auszugehen, dass natürlich 
am Anfang auch der monetäre Bedarf einfach höher ist. Wir hoffen aber wirklich im 
Zuge der Folgekosten, dass die natürlich im Konnexitätsprinzip auch abgefedert wer-
den, aber das dann Personal- und auch Materialkosten einfach abschwächen. Also, 
wir haben hier wirklich das Potenzial, was auf der Straße liegt, mit der Bezahlkarte 
etwas sehr, sehr Gutes auf den Weg zu bringen. Wir müssen es nur praktikabel auf 
den Weg bringen und nicht gucken, dass wir es überreglementieren. Das ist ja das, 
was ich eben in der ersten Fragerunde schon gesagt habe. Alle sprechen von Entfes-
selung. Wir haben hier wirklich mal die Chance, ein entfesseltes, schlankes Prozess-
paket auf den Weg zu bringen. Das geht aber nur, wenn alle an einem Strang ziehen 
und wenn wir keinen Flickenteppich erhalten und deswegen auch die Opt-Out-Rege-
lung entfallen lassen.  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank. – Damit sind wir am Ende der zweiten 
Fragerunde. Wir kommen in die dritte Fragerunde. Ich schaue Herrn Blumenrath an. – 
Der hat keine Fragen mehr. Frau Gosewinkel für die SPD-Fraktion, bitte. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Es ist wirklich schon viel beantwortet worden. 

Ich habe noch eine Nachfrage an Frau Naujoks. Uns ist auch eine Stellungnahme vom 
Landesjugendring eingegangen. Können Sie mal ausführen aus Ihrer Sichtweise des 
Flüchtlingsrates, inwiefern im Alltag die Teilhabe von Jugendlichen durch die Bezahl-
karte, die ja unter Umständen auch für die ganze Familie gilt, beeinflusst wird. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herrn Hahn und Herrn Becker möchte ich natürlich 
auch fragen. Wenn es denn einen signifikanten Effekt durch die Bezahlkarte gibt, den 
Sie unterstellen, dann müsste es auch Entlastungseffekte geben. Auf der einen Seite 
werden 12 Millionen Euro bereitgestellt durch die Gesetzgebung zur Entlastung der 
Kommunen bei der Einführung, auf der anderen Seite wird erwartet, dass es einen 
Entlastungseffekt der Kommunen gibt durch den nicht mehr vorhandenen Pull-Faktor 
Bargeldauszahlung. Würden Sie anregen, dass wir das in einem Konnexitätsaus-
gleichsverfahren prüfen, und welche Maßstäbe würden Sie dabei ansetzen? 

Meine zweite Frage würde ich gerne an Frau Naujoks stellen wollen. Sie hatten As-
pekte angeführt, wo eine Bezahlkarte oder eine unbare Auszahlung sinnvoll sein 
könnte. Vielleicht könnten Sie dazu noch mal Ausführungen machen. 

Frau Steffen würde ich gerne noch mal fragen wollen, welche Rechtsfolge Sie anneh-
men, wenn jetzt diese 50-Euro-Obergrenze oder andere Einzelpunkte in dem Gesetz-
entwurf – das ist ja für uns von hoher Bedeutung – rechtlich nicht zulässig wären und 
Gerichte das entsprechend entscheiden. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Herr Lürbke hat keine Fragen mehr, Herr Keith auch 
nicht. 
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Dann beginnen wir wieder mit Herrn Becker. 

Michael Becker (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen [per Video zu-
geschaltet]): Es wurde an mich und an Herrn Hahn die Frage Konnexitätsverfahren 
gerichtet. Wir sind hier alle am Anfang. Wir gehen davon aus, dass es einiges an Kos-
ten bedingt. Jetzt ein Konnexitätsverfahren schon einzuleiten auch im Hinblick auf die 
Schwellen, da müssen wir mal schauen. Da bin ich jetzt nicht sprechfähig. Ich würde 
vielleicht an Herrn Hahn übergeben. Vielleicht haben die es im Präsidium besprochen. 
Bei uns war das nicht. Wir sehen den Verwaltungsmehraufwand, ob es schon konnexi-
tätsrelevant ist, also eine Möglichkeit, war bei uns bisher noch nicht das Thema. Viel-
leicht hat Herr Hahn aus seinem Präsidium da irgendwie weitergehende Erkenntnisse. 

Stefan Hahn (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Da muss man vielleicht zwischen 
Verfahren und Inhalten trennen. Ich kann Ihnen sagen, Konnexitätsverfahren machen 
auch den kommunalen Spitzenverbänden keine Freude, genauso wenig wie der Lan-
desverwaltung, Landesregierung und Ihnen möglicherweise. Deswegen hoffen wir da-
rauf, dass wir hier im Wege der Einführung der Bezahlkarte tatsächlich lediglich die 
Kosten für den Dienstleister und die Kosten für die Karte selbst haben, die vom Land 
übernommen werden. So sind die Signale der Landesregierung. Wir müssen aber zu 
Beginn gerade in einem solchen Gesetzgebungsverfahren sozusagen darauf aufmerk-
sam machen, dass für den Fall, dass weitere Kosten entstehen, wir die dann auch 
geltend machen würden. Wir hoffen aber hier in dem Fall, dass sich tatsächlich der 
Personalmehraufwand in Grenzen hält. 

Die Frage der Ersparnis. Wir gehen davon aus entgegen der Annahme von 16 Minis-
terpräsidentinnen und Ministerpräsidenten im letzten Jahr, dass die Ersparnis an Ver-
waltungsaufwand durch die Bezahlkarte in dem Maße gar nicht eintreten wird. Auch 
die Ersparnis durch die erhoffte Reduzierung des Pull-Effektes müsste erst mal nach-
gewiesen werden. Also, ob der tatsächlich so eintritt, werden wir sehen, und ob er 
sozusagen kausal herleitbar ist, ist noch eine ganz andere Frage. Deswegen gehen 
wir im Moment davon aus, dass die Bezahlkarte tatsächlich nicht zu einer Reduzierung 
des Verwaltungsaufwandes führt, es sei denn, es wird dargelegt, aber auch nicht zu 
einer deutlichen Reduzierung der Geflüchteten, die nach Deutschland kommen, im 
Alternativfall, wenn sie nicht eingeführt werden würde, aber das müssen sozusagen 
andere auf der Bundesebene und möglicherweise auf der Länderebene untersuchen. 

Wie gesagt, wir haben die Hoffnung, dass im Sinne eines einfachen, unbürokratischen 
Verfahrens sich im Laufe des nächsten Jahres herausstellt nach der Einführung, dass 
der Personalmehraufwand für die Kommunen so gar nicht eintritt, sodass wir an der 
Stelle mit dem Land und der Landesregierung d'accord sind, dass wir jetzt nicht über 
die Einleitung eines Konnexitätsverfahrens nachdenken müssen. 

Birgit Naujoks (Flüchtlingsrat NRW [per Video zugeschaltet]): Der Landesjugend-
ring und auch wir weisen darauf hin, dass es insbesondere um das gleichberechtigte 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen geht, das hier beeinträchtigt sein könnte 
durch die Einführung der Bezahlkarte. Gerade der Alltag von Kindern ist geprägt durch 
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Barzahlungen, wenn sie in der Schule beispielsweise Kopien anfertigen müssen, wenn 
sie auf einem Schulausflug unterwegs sind, wenn sie sich in der Pause etwas am Kiosk 
holen möchten und Ähnliches. Das wäre schon sehr eingeschränkt bzw. es wäre über-
haupt nicht praktikabel, denn die Kinder kriegen ja gar keine eigene Bezahlkarte, son-
dern die sollen nur die Eltern bekommen, wenn die Eltern dann immer in die Schule 
müssten, also immer mitkommen müssten, um irgendwelche Sachen zu begleichen, 
es sei denn, man findet da Lösungen, wie damit umzugehen ist. 

Gerade für junge Menschen ist soziokulturelle Teilhabe sehr wichtig, dass sie so auf-
wachsen wie einheimische Kinder und Jugendliche. Das heißt, es müsste auf jeden 
Fall gewährleistet sein, dass sie Vereinstätigkeiten nachgehen können, dass sie in 
Verbänden unterwegs sein können usw., damit ihre Integration und ihre Teilhabe nicht 
gefährdet ist. Denn – das hat der Landesjugendring in seiner Stellungnahme auch be-
tont – gerade die Mitgliedschaft in Vereinen und Verbänden oder die Teilnahme an 
Sitzungen oder an Veranstaltungen von Jugendzentren etc. fördert die Demokratiebil-
dung und wirkt präventiv auch gegen Extremismus. Auf Erwachsene lässt sich das 
auch übertragen. Das heißt, wenn wir hier von Trödelmärkten, von Tafeln, von Se-
condhand-Läden sprechen, überall da, wo keine Karte eingesetzt werden kann, ist der 
Bargeldbedarf erhöht. Das lässt sich am einfachsten und am besten regeln, wenn eben 
der gesamte Betrag als Geldleistung zur Verfügung steht und man nicht bei jedem 
Posten darüber nachdenken muss, ob hierfür eine Überweisung möglich und nötig ist 
oder ob hier der Bedarf höher ist, sodass der Barbetrag erhöht werden muss. 

Eva Steffen (Anwaltskanzlei Steffen): Die Folgen sind für mich klar. Wenn ein Er-
messensausfall folgt, dann ist dieser Bescheid rechtswidrig und aufzuheben. Das 
heißt, Sie beschäftigen in jedem Fall die Justiz und Anwälte und Anwältinnen damit, 
diese Bescheide dahingehend zu überprüfen, ob ein Ermessen überhaupt ausgeübt 
worden ist. Es gibt schon einige Entscheidungen, in denen das – zwar im Eilverfahren 
bisher nur – sehr stark geprüft wurde, ob überhaupt ein Ermessen ausgeübt worden 
ist. Wenn Sie das im Regelfall machen, fällt das Ermessen aus. Und damit ist der 
Bescheid rechtswidrig und aufzuheben. Das ist die eine Rechtsfolge. 

Die andere ist eine zweite Prüfung der Leistung. Das hat Frau Gayk sehr schlüssig 
dargelegt. Das darf nicht sein. Das heißt im Prinzip, dieses Budget, das zur Verfügung 
steht, steht mir erst mal zur freien Verfügung. Wie ich es dann ausgebe, ist mir frei und 
selbstbestimmt zu überlassen.  

Insofern ganz kurz zu der Frage mit den Gutscheinen. Ich halte das für völlig unprob-
lematisch, weil die Höhe der Leistung ja nicht beschränkt ist, sondern wenn mir aufer-
legt wird, dass ich bestimmte Dinge nicht mehr einsetzen kann, dann greife ich natür-
lich unter Umständen zu Mitteln, dass ich einen Gutschein erwerbe und dafür Bargeld 
bekomme. Ich sehe darin rechtlich gar kein Problem. Das nur so am Rande. 

Die andere Rechtsfolge, die es auch haben wird, ist: Die Begrenzung der Einsetzbar-
keit im Inland ist problematisch für Inhaber eines Aufenthaltstitels. Denn die können 
auch im grenznahen Bereich einfach mal ins Ausland fahren und dort einkaufen. Das 
können sie dann nicht, wenn ich die Bezahlkarte nur im Inland benutzen kann. 
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Sämtliche Einschränkungen der Bezahlkarte führen natürlich zu einer Prüfung im Ein-
zelfall der Verhältnismäßigkeiten. Das wird insbesondere auch die Analogleistungsbe-
rechtigten treffen, die schon etliche Jahre hier sind, bevor sie überhaupt Analogleis-
tungen bekommen. Das haben Sie ja auf drei Jahre angehoben. Da sehe ich auch 
ganz viele Fälle, in denen das zu Rechtsstreitigkeiten führen wird. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen mehr. Das 
heißt, alle sind zufrieden. 

Damit sind wir schon am Ende der Sitzung angekommen.  

Ich danke Ihnen allen, liebe Sachverständige, dass Sie heute teilgenommen haben, 
uns mit Ihrer Expertise zur Verfügung gestanden haben. 

Die Sitzung ist beendet. 

gez. Dr. Gregor Kaiser 
Vorsitzender 

Anlage 
06.12.2024/06.12.2024 
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